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Behindertenorganisationen in Nid- und Obwalden wehren sich gegen den Neuen Finanz Ausgleich
Über den NFA wird am 28. November abgestimmt. Der Bund überträgt damit Leistungen für die Behinderten an die Kantone. Mit Annahme des NFA würden rund 2 Milliarden von der IV – einer nationalen Versicherungslösung – zu den Kantonen verschoben. Das führt dazu, dass bisher einheitliche Standards wieder aus der Sicht von 26 Kantonen mit unterschiedlicher Finanzkraft beurteilt werden.

Die Behinderten und ihre Organisationen befürchten, dass diese Gelder auf Grund des Spardrucks in den Kantonen künftig nicht mehr zu ihren Gunsten, sondern für andere Zwecke verwendet werden. 

Forderung nach Gleichberechtigung 

Die Behinderten sagen Nein zu einer Lösung, mit der IV-Gelder künftig zum Beispiel für Steuersenkungen eingesetzt würden und welche den Sozialstaat zum Fürsorgestaat degradieren. Die Behinderten fordern die Gleichbehandlung, wie sie in der Verfassung festgeschrieben ist. Sie sollen in allen Kantonen, unabhängig von deren Finanzlage und parteipolitischen Mehrheitsverhältnissen ein Recht auf ein gutes Grundangebot von Leistungen in den Bereichen Schule, Freizeit, Arbeit und Mobilität haben.
Falsche sozialpolitische Weichenstellung

Die Behinderten-Organisationen setzen sich dafür ein, dass die gesamten behinderungsbedingten Mehrkosten durch Versicherungen – mit entsprechendem Rechtsanspruch - finanziert werden. Es darf nicht sein, dass behinderte Menschen für Ausgaben zur Kasse gebeten werden, die nur aufgrund ihrer Behinderungen anfallen. 

Schlechtere Chancen für den Umbau zu einer Assistenzentschädigung

Es gibt Behinderte, welche heute in teuren Sonderschulen bzw. Heimen untergebracht sind, obwohl sie viel günstiger betreut werden könnten. Dann wäre es nicht nötig, dass die Eltern von Beat
 ihren Sohn mit einer Muskelkrankheit ins dreissig Kilometer entfernte, ausserkantonale Sonderschulheim mit einem Tagessatz von 450 Franken schicken müssten - weil die Schulgemeinde die nötig gewordene Assistenz für Toilette, Klassenzimmerwechsel usw. nicht mittragen will (die heutige Hilflosenentschädigung von 14 Franken pro Tag reichen dafür nicht).

Die Selbsthilfe setzt sich für einen Wechsel von der "Objektfinanzierung" (Finanzierung der Institutionen) zur "Subjektfinanzierung" (direkte Leistungen an Betroffene) ein. Die von einer Behinderung betroffene Person soll eine Assistenzentschädigung erhalten, welche behinderungsbedingte Mehrkosten deckt. Dieser Umbau soll aus Mitteln der IV finanziert werden – und zwar zu einem beachtlichen Teil aus Verlagerung von Geldern, die heute in die Institutionen fliessen, zu den direkt Betroffenen. Wenn nun diese Mittel nicht mehr in den Händen der IV sind, können sie auch nicht umgelagert werden!

Forderung nach echter Wahlfreiheit
Wir sind überzeugt, dass die Einführung Assistenzentschädigung, welche diesen Namen verdient, eine absolut notwendige Grundlage für die selbstbestimmte Lebensführung von allen Menschen mit einer Behinderung darstellt. 

Mit dieser Assistenzentschädigung erhält die betroffene Person eine echte Wahlfreiheit: Sie kauft sich die Leistungen ein, die sie benötigt. Ein Teil der Behinderten wird den Weg in die Selbstständigkeit wählen und ein Teil wird weiterhin in einer Institution leben und arbeiten. 

Damit die behinderten Menschen tatsächlich wählen können, brauchen sie entsprechende Angebote. Diejenigen, die sich für einen Aufenthalt im Heim und / oder in einer geschützten Werkstatt entscheiden, haben ein Anrecht auf gute Assistenz und Infrastruktur auch innerhalb einer Institution. 

Gefahren der NFA
Hier haben wir begründete Zweifel. Die Kantone werden angesichts ihrer schwierigen Finanzlage dort sparen, wo der geringste Widerstand zu erwarten ist. In vielen andern Kantonen bestehen (noch) keine funktionierenden Zusammenschlüsse von Behinderten, Angehörigen und solidarischen Gruppen, welche wirksam gegen einen Abbau auf dem Buckel der Schwächsten kämpfen und sich gleichzeitig für einen Wechsel zur Subjektfinanzierung einsetzen können. Damit ist ein gutes Grundangebot für Behinderte gefährdet – und somit auch die Wahlfreiheit.

An ihrer 27.Versammlung haben in der Konferenz für Behindertenfragen verbundenen Organisationen die provokative Frage gestellt: 
Tragen Menschen mit einer Behinderung die Folgen des Neuen Finanz Ausgleichs?
Die Regierungsräte, Paul Niederberger – Vorsteher der Finanzdirektion von Nidwalden – und Hans Wallimann – Vorsteher des Finanzdepartements von Obwalden – gingen in einem Referat auf diese Befürchtungen ein und erläuterten konkrete Massnahmen, wie Nidwalden und Obwalden die neu zu übernehmenden Aufgaben im Behindertenbereich angehen möchten.

Glossar

UKB 
Die Unterwaldner Konferenz für Behindertenfragen ist eine lose Verbindung der Selbsthilfe- und Fachorganisationen im Behindertenbereich, die in den Kantonen Ob- und Nidwalden tätig sind. 
Die UKB besteht seit 1991 und setzt sich zum Ziel, die soziale Sicherheit und die Integration von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen, insbesondere im öffentlichen Leben zu fördern. Die Konferenz versucht Aufgaben anzugehen, die von einer einzelnen Organisation alleine nicht gelöst werden können und von allgemeinem Interesse sind.

Aus ihren Reihen entstand eine Homepage www.bfzs.ch (Abkürzung für Behindertenforum Zentralschweiz), welche aktuelle Themen .
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